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Anlage 6 

Recherchen Publikationen Einschüchterungen der Justiz durch 
Politiker 

Justiz gegen "Corona-Richter": Einschüchterung, Rechtsbeugung – 
oder beides? Weimarer Richter Dettmar 

Im Zuge von Ermittlungen gegen einen Amtsrichter aus Weimar, der 
gegen die Maskenpflicht in Schulen entschieden hatte, wurden erneut 
Büros und Wohnungen durchsucht. Auch Telepolis-Autor betroffen 

Zum zweiten Mal wurden vor einigen Tagen Wohn- und Büroräume des 
Amtsrichters Christian Dettmar (58) aus Weimar durchsucht. Dieser hatte 
Anfang April entschieden, dass zwei Kinder an örtlichen Schulen keinen 
medizinischen Mund-Nasenschutz, also Masken, tragen müssen. Denn 
die Maskenpflicht für Minderjährige, so sein Beschluss, sei geeignet, das 
Kindeswohl zu gefährden. 

Es war bereits die zweite Durchsuchung der Staatsanwaltschaft Erfurt 
bei dem Richter. Die erste Razzia hatte Ende April stattgefunden. Zudem 
sind nun weitere Objekte von insgesamt acht Zeugen aus drei 
Bundesländern – neben Thüringen auch Sachsen-Anhalt und Bayern – 
durchsucht worden. In der Summe haben die Ermittler im Laufe dieser 
Woche 14 Objekte unter die Lupe genommen. Gegen die Zeugen werde, 
so die Staatsanwaltschaft, nicht ermittelt. 

Unter diesen Zeugen befinden sich Bundestagskandidaten der Partei Die 
Basis, die sich kritisch gegenüber den Corona-Maßnahmen von Bund 
und Ländern positioniert - etwa die Biologin Ulrike Kämmerer, die in dem 
Fall von Amtsrichter Dettmar als Sachverständige angefragt worden war. 
Außerdem standen die Ermittler bei einer Kanzlei sowie einem weiteren 
Amtsrichter aus Weimar auf der Matte. Betroffen war zudem der 
Regensburger Psychologe Christof Kuhbandner. 

Hintergrund der Ermittlungen ist der von der Staatsanwaltschaft 
erhobene Vorwurf der Rechtsbeugung. Das bedeutet, dass Dettmar die 
vorsätzlich falsche Anwendung des Rechts unterstellt wird, um ein Urteil 
zugunsten der Klägerin – einer Mutter zweier Schulkinder – zu fällen. 

Argumentation der Staatsanwaltschaft hinterfragt 

Mitte Mai hatte das Oberlandesgericht Thüringen das Urteil des 
Weimarer Amtsrichters allerdings bereits wieder aufgehoben. Dieser 
habe als Familienrichter nicht die Befugnis, Anordnungen gegenüber 

https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/mitte-thueringen/weimar/amtsrichter-maskenpflicht-durchsuchung-polizei-102.html
https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/mitte-thueringen/weimar/amtsrichter-maskenpflicht-durchsuchung-polizei-102.html
https://www.kanzlei-hersbruck.de/app/download/14544026523/Amtsgericht_Weimar_9_F_148_21_EAO_Beschluss+2021_04_08.pdf?t=1618073932
https://www.kanzlei-hersbruck.de/app/download/14544026523/Amtsgericht_Weimar_9_F_148_21_EAO_Beschluss+2021_04_08.pdf?t=1618073932
https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/mitte-thueringen/weimar/maskenpflicht-schulen-aufhebung-beschluss-oberlandesgericht-richter-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/mitte-thueringen/weimar/maskenpflicht-schulen-aufhebung-beschluss-oberlandesgericht-richter-100.html
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Behörden zu treffen. Für derlei Fälle seien ausschließlich 
Verwaltungsgerichte zuständig. Gegen diese Aufhebung des Weimarer 
Urteils hat die Mutter der betreffenden Kinder Beschwerde beim 
Bundesgerichtshof eingelegt, die Rechtslage scheint zumindest unklar. 

Laut Staatsanwaltschaft Erfurt steht gegenüber Dettmar auch der 
Verdacht der unzulässigen Absprachen im Raum. Die Ermittler waren 
bei den Razzien deshalb vor allem Beweisen für Kommunikation 
zwischen dem Amtsrichter und den Zeugen auf der Spur. 

Zweifel an diesen Vorwürfen kommen auf, wenn man sich die 
Stellungnahme des Anwalts des Beschuldigten durchliest. Der 
Hamburger Staranwalt Gerhard Strate äußert sich in seiner 
Pressemitteilung über das Agieren der Staatsanwaltschaft und die 
erneute Hausdurchsuchung. So sei unter anderem nun der Laptop 
mitgenommen worden, auf dem die Korrespondenz mit ihm, dem 
Verteidiger, enthalten sei. Auch das Handy, obwohl bereits gespiegelt, 
sei kassiert worden. 

Zudem wird in der Erklärung kritisiert, dass der Vorwurf der 
Rechtsbeugung schon im Raum stehe, obwohl der Bundesgerichtshof 
überhaupt erst darüber entscheiden muss, ob der Amtsrichter wirklich 
nicht zuständig war. 

Bezüglich dieses Punktes gibt es offenbar unterschiedliche 
Rechtsauffassungen, die einer Klärung bedürfen. Schließlich erläutert 
Strate zu dem Vorwurf der unzulässigen Absprache, es habe sich um ein 
Verfahren von Amts wegen gehandelt. Ein Richter dürfe in "Vorbereitung 
seiner Entscheidung mit jedem sprechen, der ihm als Informationsgeber 
und Erkenntnisquelle hilfreich ist". 

Gefährdung des Kindeswohls: Greift § 1666 BGB? 

Die Nachrichtenseite, die äußerst kritisch über die Corona-Maßnahmen 
berichtet und als Querdenker-nah gilt, heißt es hingegen, die 
Zuständigkeit Dettmars beruhe zumindest teilweise auf § 1666 BGB, was 
von Bundesverwaltungsgericht in einem gleich gelagerten Fall bestätigt 
worden sei. Der Paragraf regelt die gerichtlichen Befugnisse beim 
Verdacht auf Gefährdung des Kindeswohls. Aus diesem Grund stehe der 
Vorwurf der Rechtsbeugung gegenüber Dettmar "auf äußerst tönernen 
Füßen", heißt es auf der Seite. 

Eine aktuelle Umfrage des ARD-Deutschlandtrends scheint die Skepsis 
des Amtsrichters gegen Masken für Schulkinder übrigens zu bestätigen. 

https://2020news.de/staatsanwaltschaft-erfurt-macht-selbst-vor-bundestagskandidaten-nicht-halt-sechs-hausdurchsuchungen-gleichzeitig-wegen-sensationsurteil/
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__1666.html
https://www.tagesschau.de/inland/deutschlandtrend/deutschlandtrend-2683.html
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Demnach sprachen sich lediglich 37 Prozent der Befragten für Masken 
für Schulkinder während des Unterrichts aus. Unter Hamburger 
Schülern, die als Vergleichswert ebenfalls gefragt wurden, fanden sogar 
nur 27 Prozent, dass Masken im Unterricht eine gute Idee sind. 

Dass auch die Gutachter Ziel von Hausdurchsuchungen wurden, ist 
zumindest ungewöhnlich. Betroffen war auch der Regensburger 
Psychologe Christof Kuhbandner. Der Kritiker einiger Corona-
Maßnahmen hatte auch bei Telepolis mehrere Texte veröffentlicht. Für 
eine Stellungnahme war er nicht unmittelbar erreichbar - die Polizei hatte 
bei der Razzia zur Beweissicherung auch sein Mobiltelefon konfisziert. 

Gutachter Kuhbandner zu Telepolis: kein persönlicher Kontakt zum 

Richter 

"Ich kenne weder den Richter persönlich noch habe ich außerhalb der 
üblichen Verfahrensschritte bei gerichtlich eingeholten Gutachten mit 
dem Richter Kontakt gehabt", so Kuhbandner in einer schriftlichen 
Stellungnahme. Von der Qualität seines wissenschaftlichen Gutachtens 
könne sich jede Person selber überzeugen, da es im Rahmen des 
Gerichtsbeschlusses vollständig veröffentlicht wurde. 

"Dass man eine Hausdurchsuchung erleiden muss, nur weil man der 
Anfrage eines Gerichtes nach einem wissenschaftlichen Fachgutachten 
nachgekommen ist, das ist natürlich sehr unangenehm", so der 
Psychologe gegenüber Telepolis: "Ob der Vorwurf gegen den Richter 
nachvollziehbar und schwer genug ist, als dass man als bloßer 
Gutachter so etwas erleiden muss, kann ich als juristischer Laie nicht 
beurteilen, das müssen die entsprechenden Experten:innen beurteilen." 

Der Hamburger Anwalt Strate, der den Weimarer Richter Dettmar vertritt, 
zieht das erwartungsgemäß in Zweifel. Die Entwicklung dieses 
Verfahrens lasse ihm "Angst und Bange" um den Rechtsstaat werden, 
schrieb er in seiner Erklärung. Strate ist sich sicher: "Sein Effekt ist die 
Einschüchterung einer unabhängigen Richterschaft." 

Indes stellte gegenüber der Bild-Zeitung der Sprecher der 
Staatsanwaltschaft Erfurt, Oberstaatsanwalt Hannes Grünseisen, eine 
Einstellung des gesamten Ermittlungsverfahrens in Aussicht. Sollten sich 
bei der Auswertung des in dieser Woche sichergestellten Materials keine 
neuen Beweismittel für einen hinreichenden Tatverdacht ergeben, werde 
das Verfahren gegen Dettmar wohl eingestellt. 

https://www.heise.de/tp/autoren/?autor=Christof%20Kuhbandner
https://www.kanzlei-hersbruck.de/app/download/14544026523/Amtsgericht_Weimar_9_F_148_21_EAO_Beschluss+2021_04_08.pdf?t=1618073932
https://www.kanzlei-hersbruck.de/app/download/14544026523/Amtsgericht_Weimar_9_F_148_21_EAO_Beschluss+2021_04_08.pdf?t=1618073932
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Dann spätestens müsste in diesem Fall die Frage nach der Legitimität 
der staatlichen Maßnahmen im Verhältnis zum gesellschaftlichen Nutzen 
diskutiert werden. Ein wenig so wie bei der Debatte um Maskenpflicht an 
Schulen eben. 

Stephan Brandner: "Nach weiterer Hausdurchsuchung bei 
Weimarer Richter: Unabhängige Richterschaft und Rechtsstaat in 
akuter Gefahr" 

Bereits zum zweiten Mal hat die Polizei Privaträume und Büro eines 
Weimarer Richters sowie von acht Zeugen - darunter einem weiteren 
Amtsrichter aus Weimar - durchsucht, nachdem ersterer am 8. April 
2021 die Maskenpflicht, Abstandsregeln und Testauflagen per Beschluss 
an zwei Weimarer Schulen außer Kraft gesetzt und damit bundesweit für 
Aufsehen gesorgt hatte.  

Stephan Brandner, stellvertretender Bundesvorsitzender der Alternative 
für Deutschland und ehemaliger Vorsitzender des Rechtsausschusses 
des Deutschen Bundestages, warnt, dass der Rechtsstaat nach solchen 
Vorgängen ernsthafter denn je in Gefahr sei:  

"Die Hausdurchsuchungen sollen - das ist für mich offensichtlich - zur 
Einschüchterung von Richtern und Zeugen beitragen und bewirken, dass 
diese zukünftig keine den Regierenden missfallenden Urteile mehr fällen. 
Hier wird ein Exempel nach dem Motto 'Bestrafe einen - erziehe 
hunderte' statuiert, das einem Rechtsstaat alles andere als würdig ist. 
Dass unter den Personen, die den Richter angezeigt haben, auch die 
Thüringer SPD-Landtagsvizepräsidentin ist und die Thüringer 
Staatsanwaltschaft einem grünen Justizminister und Nichtjuristen 
untersteht, zeigt deutlich, dass es sich um eine einseitig politische 
Instrumentalisierung der Justiz handelt, die erbärmlich ist."  

OLG hebt Amtsrichter-Beschluss aus Weimar zu Maskenpflicht an 
Schulen auf  

Stand: 19. Mai 2021, 11:35 Uhr  

Im April hatte ein Amtsrichter verfügt, dass Kinder an zwei Weimarer 
Schulen keine Masken tragen müssen. Diesen Beschluss hob das 
Oberlandesgericht (OLG) am Dienstag auf. Der Richter sei dafür nicht 
zuständig gewesen.  
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Der umstrittene Beschluss eines Weimarer Amtsrichters zur 
Maskenpflicht im Schulunterricht ist aufgehoben. Das Thüringer 
Oberlandesgericht gab einer Beschwerde des Bildungsministeriums statt 
und stellte das Verfahren zugleich ein. In einer Pressemitteilung des 
Gerichts vom Mittwoch heißt es, es sei unzulässig, vor ordentlichen 
Gerichten wie einem Amtsgericht gegen die Corona-
Infektionsschutzregeln des Ministeriums zu klagen.  

Keine rechtliche Grundlage für Kindswohlgefährdung 

Der Amtsrichter hätte zunächst prüfen müssen, ob er in der Sache 
zuständig ist. Ein Familiengericht habe aber nicht die Kompetenz, das 
Handeln von Behörden juristisch zu überprüfen. Das obliege allein 
Verwaltungsgerichten. Es bestehe ferner keine rechtliche Grundlage 
dafür, eine Kindwohlgefährdung anzunehmen, wie es der Jurist aus 
Weimar getan habe. Der entsprechende Paragraf im Bürgerlichen 
Gesetzbuch könne nicht herangezogen werden, weil Behörden und 
sonstige Träger staatlicher Gewalt keine "Dritte" im Sinne dieser 
Vorschrift seien.  

Amtsrichter erlässt Verfügung gegen Maskenpflicht in Schulen  

Mutter klagte vor Amtsgericht 

Der Amtsrichter hatte im April verfügt, dass an zwei Weimarer Schulen 
die Corona-Infektionsschutzregeln des Bildungsministeriums nicht länger 
angewendet werden dürfen. Dazu gehören die Maskenpflicht im 
Unterricht, Abstandsregeln und Schnelltests. Geklagt hatte eine Mutter 
zweier Schüler an diesen Schulen. Sie sah durch die 
Infektionsschutzregeln das Wohl ihrer Kinder gefährdet. Der Amtsrichter 
hob die Maskenpflicht im Unterricht für diese beiden Schüler und für 
sämtliche Mitschüler in allen Klassen dieser Schulen auf. Dies sah das 
Bildungsministerium als nicht rechtens an. Der Beschluss gelte nur für 
die Söhne der Klägerin.  

Reizthema: Maskenpflicht im Unterricht  

Die Weimarer Mutter zog in der Sache auch vor das Verwaltungsgericht 
Weimar, wo sie zusammen mit anderen Klägern gegen die Maskenpflicht 
an Schulen scheiterte. Die Verwaltungsrichter wiesen die Eilanträge 
dieser Kläger allesamt zurück. Ferner bezeichneten diese Richter den 
Beschluss ihres Kollegen am Amtsgericht als offensichtlich rechtswidrig.  

https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/mitte-thueringen/weimar/amtsgericht-richter-maskenpflicht-schueler-102.html
https://gerichte.thueringen.de/aktuelles/presseinformationen/detailseite/keine-zustaendigkeit-der-familiengerichte-zur-ueberprue-fung-von-corona-schutzmassnahmen-an-schulen
https://gerichte.thueringen.de/aktuelles/presseinformationen/detailseite/keine-zustaendigkeit-der-familiengerichte-zur-ueberprue-fung-von-corona-schutzmassnahmen-an-schulen
https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/mitte-thueringen/weimar/stadtverwaltung-verbot-querdenker-demo-100.html
https://www.mdr.de/video/mdr-videos/f/video-508360.html
https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/mitte-thueringen/weimar/corona-maskenpflicht-schule-beschluss-amtsgericht-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/mitte-thueringen/weimar/weimar-urteil-masken-schule-justiz-corona-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/mitte-thueringen/weimar/weimar-urteil-masken-schule-justiz-corona-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/mitte-thueringen/weimar/weimar-strafanzeigen-gegen-amtsrichter-100.html
https://www.mdr.de/video/mdr-imersten-videos/c/video-468358.html
https://www.jumpradio.de/thema/corona/amtsgericht-weimar-beschluss-maskenpflicht-100.html
https://www.jumpradio.de/thema/corona/amtsgericht-weimar-beschluss-maskenpflicht-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/mitte-thueringen/weimar/maskenpflicht-unterricht-bestaetigt-amtsgericht-weimar-richter-verwaltungsgericht-100.html
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Der Familienrichter habe keine Befugnis, Anordnungen gegenüber 
Behörden oder Vertretern als Träger öffentlicher Gewalt zu treffen. 
Zuständig seien allein Verwaltungsgerichte.  

Beschluss blieb zunächst in Kraft 

Der Beschluss des Amtsrichters blieb dennoch in Kraft, weil er nur von 
einem ordentlichen Gericht aufgehoben werden konnte. 
Verwaltungsgerichte zählen zu den Fachgerichten. Mit seinem 
Beschluss bestätigt das Oberlandesgericht die Rechtsauffassung des 
Weimarer Verwaltungsgerichts. Der Beschluss des Oberlandesgerichts 
gilt nur für das Verfahren der zunächst erfolgreichen Klägerin. Der 
Amtsrichter hat weitere Klagen gegen die Infektionsschutzregeln 
zugelassen, in denen er noch keine Entscheidung getroffen hat. Das 
Oberlandesgericht ließ wegen der grundsätzlichen Beschwerde des Falls 
eine Beschwerde vor dem Bundesgerichtshof zu. Gegen den Amtsrichter 
hatte die Staatsanwaltschaft Erfurt ein Ermittlungsverfahren wegen 
Rechtsbeugung eröffnet. Seine Privatwohnung und sein Büro wurden 
durchsucht, sein Handy beschlagnahmt. Die Ermittlungen sind noch 
nicht abgeschlossen.  

“Vorbildliche Rechtsprechung”  

Keine Masken, Schnelltests und Abstände: Juristenverein lobt das Urteil 

von Weimar  

Auch Ulrike Kämmerer empörte sich über die Durchsuchung ihres 

Arbeitsbüros und der Privatwohnung. “Es ist unglaublich, dass die Polizei 

ohne Not einfach alle möglichen Unterlagen, mein Handy und meinen 

Computer beschlagnahmt und sich so Zugang zu meiner gesamten 

Korrespondenz auch in meiner Eigenschaft als Spitzenkandidatin der 

Partei die Basis für die Bundestagswahl verschafft. Ich frage mich, ob 

meine Kandidatur nicht viel eher Anlass für die Durchsuchung ist als 

meine gutachterliche Stellungnahme im Kindswohlverfahren”, sagte die 

Biologin am Universitätsklinikum Würzburg. 

Bereits bei der ersten Hausdurchsuchung hatte es Kritik gegeben. 
Beobachter sahen die Unabhängigkeit der Justiz gefährdet. Etwa 
spekulierte der Berliner Abgeordnete Marcel Luthe: “Mir will doch 
niemand aus dem Kabinett von SED/SPD/Grüne erzählen, die 
Maßnahme – ein unfassbarer Angriff auf die richterliche Unabhängigkeit 
– sei nicht vorher mit der politischen Hausleitung rund um den Grünen-

https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/mitte-thueringen/weimar/richter-corona-masken-pflicht-ermittlungen-staatsanwaltschaft-erfurt-100.html
https://www.tichyseinblick.de/daili-es-sentials/keine-masken-schnelltests-und-abstaende-juristenverein-lobt-das-urteil-von-weimar/
https://www.tichyseinblick.de/daili-es-sentials/keine-masken-schnelltests-und-abstaende-juristenverein-lobt-das-urteil-von-weimar/
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Justizminister Adams abgestimmt gewesen?” CDU und AfD hatten 
angekündigt, den Vorfall im Thüringer Landtag ansprechen zu wollen. 

Pikant ist auch, dass unter den Personen, die den Richter angezeigt 
haben, auch die Thüringer Landtagsabgeordnete Dorothea Marx der 
SPD ist. Auf TE-Anfrage erklärte Marx, sie habe nicht Anzeige erhoben 
aufgrund der inhaltlichen Auffassung des Richters zu den Corona-
Maßnahmen. Diese stehe ihm frei, sagte die Vizepräsidentin des 
Thüringer Landtags. Grund sei, dass ein Anfangsverdacht bestehe, dass 
der Richter sich die Befugnisse eines Verwaltungsgerichts angemaßt 
habe und sich dazu mit anderen Beteiligten am Verfahren abgesprochen 
haben könnte. Außerdem habe er den Rechtsweg für alle anderen 
Schüler abgeschnitten, die ebenfalls von dem Beschluss vom 8. April 
betroffen seien. 

Der Richter hatte per einstweiliger Verfügung entschieden, dass die 
Lehrkräfte an zwei Weimarer Schulen nicht mehr anordnen dürfen, dass 
Schüler Maske tragen, Abstand halten und sich schnelltesten lassen 
müssen – unter Berufung auf den Kindeswohl-Paragrafen 1666 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches. Das Thüringer Bildungsministerium erklärte 
daraufhin, dass der Richter seine Befugnisse überschritten habe. “So 
beschränkt sich die Zuständigkeit des Familiengerichts in 
Sorgerechtsverfahren auf Fragen des Sorgerechts; die Überprüfung von 
Infektionsschutzmaßnahmen oder Rechtsverordnungen der 
Landesregierung obliegt dagegen den Verwaltungsgerichten”, heißt es in 
einer Mitteilung. 

Erneute Razzia bei Weimarer Richter: “Einschüchterung einer 
unabhängigen Richterschaft” 

Die Polizei hat zum zweiten Mal Privaträume und Büro eines Weimarer 
Richters durchsucht. Der Vorwurf lautet Rechtsbeugung. Auch Räume 
von acht Zeugen – darunter ein weiterer Amtsrichter aus Weimar – 
wurden durchsucht. Der Verteidiger des Richters kritisierte das scharf. 

Die Polizei hat erneut private und dienstliche Räume des Weimarer 
Richters durchsucht, der am 8. April die Maskenpflicht, Abstandsregeln 
und Testauflagen per Beschluss an zwei Weimarer Schulen außer Kraft 
gesetzt hatte. Wie die Staatsanwaltschaft Erfurt mitteilte, durchsuchte die 
Polizei am Dienstag auch die Privatwohnungen und Arbeitsstellen von 
acht Zeugen in Thüringen, Bayern und Sachsen-Anhalt.  

 

https://bildung.thueringen.de/aktuell/beschluss-des-familiengerichts-weimar-hat-keine-auswirkungen-fuer-thueringen
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Darunter ist dem Vernehmen nach auch ein zweiter Richter am 
Amtsgericht Weimar, der ebenfalls mit Maßnahmen-kritischen 
Entscheidungen für Furore gesorgt hatte. Gegen den zweiten Richter 
und die restlichen sieben Zeugen bestehe aber kein Tatverdacht, heißt 
es in einer Mitteilung. 

Eingriff in richterliche Unabhängigkeit  

“Wir sind entsetzt”: Richterverein sieht Hausdurchsuchung bei Weimarer 

Richter als rechtswidrig an  

Ziel der Durchsuchung sei es, beweisrelevante Kommunikation zwischen 

dem Richter und den Zeugen sicherzustellen. “Es besteht u.a. der 

Verdacht, dass er seine Zuständigkeit willkürlich begründet hat”, schreibt 

die Staatsanwaltschaft. Bei der ersten Durchsuchung am 26. April seien 

die gesuchten Beweismittel nur teilweise aufgefunden worden. 

Gegenüber Bild sagte der Sprecher Hannes Grünseisen, dass man 

damals nur einen nagelneuen Laptop des Richters gefunden habe. 

Offenbar vermutet die Staatsanwaltschaft, dass der Richter die 

Hausdurchsuchung erwartet und das Gerät im Voraus ausgetauscht 

hatte. 

Gerhard Strate, der Verteidiger des Richters, übte scharfe Kritik. “Die 
Entwicklung dieses Verfahrens macht um den Rechtsstaat Angst und 
Bange. Sein Effekt ist die Einschüchterung einer unabhängigen 
Richterschaft”, sagte der Anwalt, der auch schon Gustl Mollath vertreten 
hatte. In dem Durchsuchungsbeschluss des Amtsgerichts Erfurt werde 
dem Richter erneut der Vorwurf der Rechtsbeugung gemacht.  

Er solle hinsichtlich des Beschlusses vom 8. April nicht zuständig 
gewesen sein. Der Richter solle mit Dritten – insbesondere den 
Gutachtern im Verfahren – im Vorfeld in Kontakt gestanden haben, um 
“unter dem Deckmantel der behaupteten Kindeswohlgefährdung” ein 
Verfahren zu initiieren, um “seine persönliche Haltung und Meinung zu 
den Schutzmaßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie 
öffentlichkeitswirksam zu verbreiten”, zitierte Strate aus dem 
Durchsuchungsbeschluss. 

Die Ermittlungsbehörden vermuten offenbar, dass Dritte dem Richter die 
betreffenden Fälle gezielt zugespielt haben. In Telegram-Gruppen sei 
nach Schülern gesucht worden, deren Nachnamen mit den Buchstaben 
beginnen, für die der Richter zuständig ist – wie Bild berichtet. 

https://www.tichyseinblick.de/daili-es-sentials/wir-sind-entsetzt-richterverein-sieht-hausdurchsuchung-bei-weimarer-richter-als-rechtswidrig-an/
https://www.tichyseinblick.de/daili-es-sentials/wir-sind-entsetzt-richterverein-sieht-hausdurchsuchung-bei-weimarer-richter-als-rechtswidrig-an/
https://www.bild.de/regional/thueringen/thueringen-aktuell/corona-erneut-razzia-bei-weimarer-amtsrichter-76920580.bild.html
https://strate.net/wp-content/uploads/2021/06/Presseerkla%CC%88rung-2021-06-29.pdf
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Gerhard Strate erklärte dazu, der Richter könne in der Vorbereitung 
seiner Entscheidung mit jedem sprechen, der ihm als Informationsgeber 
und Erkenntnisquelle hilfreich sei. “Er kann initiativ entscheiden, ohne 
auf Anträge oder auch nur Anregungen Dritter angewiesen zu sein”, 
sagte der Anwalt. Das Amtsgericht Erfurt verkenne, “dass das Verfahren 
nach den Paragrafen 24 und 26 FamFG ein Verfahren von Amts wegen 
ist”. 

Strate dementierte auch, dass sich der Richter die Zuständigkeit bei dem 
Verfahren angemaßt habe. Die Anordnungen des Beschlusses vom 8. 
April seien rechtmäßig – auch wenn das die Oberlandesgerichte 
Nürnberg und Jena anders sehen würden. “Beide Oberlandesgerichte 
haben jedoch die Beschwerde zum Bundesgerichtshof wegen 
grundsätzlicher Bedeutung zugelassen und damit deutlich gemacht, 
dass die Frage der Zuständigkeit (wenigstens) bis zur Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs offenbleibt”, argumentierte Strate. Schon deswegen 
sei es abwegig, seinem Mandanten Rechtsbeugung vorzuwerfen. 

Laut der Querdenken-nahen Nachrichtenseite 2020news.de durchsuchte 
die Polizei auch Räume der Anwältin der von dem Beschluss betroffenen 
Kinder, der Mutter der Kinder, sowie dem Bekannten des Richters Uli 
Masuth. Außerdem waren die drei Gutachter im Verfahren betroffen, die 
Krankenhaushygiene-Professorin Ines Kappstein, der Psychologie-
Professor Christian Kuhbandner und die Biologie-Professorin Ulrike 
Kämmerer. Kämmerer und Masuth sind auch Bundestagskandidaten der 
Querdenken-nahen Partei “Die Basis”. 

Uli Masuth erklärte, dass der Gerichtsbeschluss als Grund für die 
Durchsuchung die Frage nenne, ob seine Frau ein “Kennverhältnis” zu 
dem Richter unterhalte. “ 

Auf Nachfrage hätte meine Frau jederzeit mitgeteilt, dass sie Richter 
Dettmar nicht nur kennt, sondern dass wir seit vielen Jahren befreundet 
sind. Aber was hat das mit dem Gerichtsverfahren zu tun? Von den 
insgesamt neun beschlagnahmten technischen Geräten, war übrigens 
nur EIN Gerät von meiner Frau. Ihr Apple PC. Alle anderen 
Gerätschaften, wie Macbook, Festplatten und Sticks waren von mir. 
Diese hätten nicht beschlagnahmt werden dürfen. Ich kandidiere für die 
Partei dieBasis für die Bundestagswahl. Es kann nicht sein, dass sich 
eine staatliche Entität ohne Grund in den Besitz von Gegenständen und 
Dokumenten der Opposition bringt, noch dazu in Wahlkampfzeiten. 
Interessant in diesem Zusammenhang: die Polizei wollte sich sogar noch 
Zugang zu unserem “Basis-Auto” verschaffen, was kann das mit einem 
möglichen “Kennverhältnis” zu tun haben?” 

https://2020news.de/staatsanwaltschaft-erfurt-macht-selbst-vor-bundestagskandidaten-nicht-halt-sechs-hausdurchsuchungen-gleichzeitig-wegen-sensationsurteil/
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Bei der Anwältin der vom Verfahren betroffenen Kinder beschlagnahmte 
die Polizei laut 2020news auch Gerichtsakten. Die Mutter habe 
Beschwerde beim Bundesgerichtshof gegen den Beschluss des 
Thüringer Oberlandesgerichts einlegen lassen, das den Richter für nicht 
zuständig erklärt hatte. Die Anwältin habe sich die Originalakte zu dem 
Verfahren gerade zukommen lassen und diese habe noch ungeöffnet im 
Posteingang gelegen. Weil die Polizei die Akte mitgenommen habe, sei 
eine “mögliche Vernichtung von Beweismitteln” zu befürchten. 

 


